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1. Zweck der Vorlage

Mit dieser Vorlage erlasst der Stadtrat ein neues Reglement Uber die Fachstelle fur Gleichstel-
lung (ZFG) und hebt das veraltete Gleichstellungsreglement von 1996 auf.

Mit der Totalrevision von Anhang 2 des Reglements Uber Organisation, Aufgaben und Befug-
nisse der Stadtverwaltung (ROAB, AS 172.101), die am 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist,
fehlt der ZFG eine aktuelle und umfassende Umschreibung der Aufgaben. Ausserdem fehlt
eine Regelung der Rechte und Pflichten der ZFG in einem Erlass. Damit die ZFG weiterhin
Uber die nétigen gesetzlichen Grundlagen fir die Erfullung ihrer Aufgaben verfigt, sind diese
in einem neuen Reglement Uber die Fachstelle fir Gleichstellung (ZFG) festzulegen.

2. Ausgangslage

Die ZFG ist das Kompetenzzentrum und die Anlaufstelle fir die rechtliche und tatsachliche
Gleichstellung von Frauen und Mannern und von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, interge-
schlechtlichen und trans Menschen in allen Lebensbereichen. Die ZFG setzt sich gegen di-
rekte und indirekte Diskriminierung ein und fur die Férderung und Verwirklichung der rechtli-
chen und tatsachlichen Gleichstellung.

Die ZFG ist eine Departementsstelle mit Dienstabteilungskompetenzen (vgl. ROAB, revidierter
Anhang 2, Ziffer 3.1.2 a.). lhre besonderen Querschnittsaufgaben und Dienstleistungen er-
bringt die ZFG sowohl fur die stadtischen Mitarbeitenden und die stadtische Verwaltung sowie
andere offentliche Organe als auch fir die stadtische Bevolkerung, in der Stadt Zurich tatige
Institutionen, Organisationen und Unternehmen.

Handlungsleitend fiir die Aufgabenerfillung der ZFG ist unter anderem das Gleichstellungs-
gebot in der Bundesverfassung (Art. 8 BV) und der Kantonsverfassung (Art. 11 KV) und das
Bundesgesetz Uber die Gleichstellung von Frau und Mann vom 24. Marz 1995 (Gleichstel-
lungsgesetz, GIG, SR 151.1) sowie das UN-Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form der
Diskriminierung der Frau (CEDAW) und das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung
und Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt (Istanbul-Konvention).

Der Auftrag der ZFG und ihre Kompetenzen gehen unter anderem auf die Volksabstimmung
vom 24. September 1989 zurlick. Mit dieser wurde die Férderung der Gleichstellung von Frau
und Mann in die GO aufgenommen und damit die rechtliche Grundlage fir die Aufgaben einer
Amtsstelle fir die Gleichstellung von Frau und Mann geschaffen. Diese hatte die Aufgabe, die
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Gleichstellung ausserhalb der Stadtverwaltung zu férdern. Die verwaltungsinterne Gleichstel-
lung war damals bereits durch die vom Stadtrat im Jahr 1987 geschaffene Stabstelle fur Frau-
enfragen abgedeckt. Mit STRB Nr. 81/2005 legte der Stadtrat die beiden damaligen Fachstel-
len «Buro fir die Gleichstellung von Frau und Mann (BfG)» mit externem Auftrag (Stadt Zurich)
und die «Fachstelle fur Frauenfragen (FFF)» mit internem Auftrag (stadtisches Personal) zu
einer «Fachstelle fur Gleichstellung (ZFG)» zusammen. Die Aufgaben wurden konsolidiert und
im Stadtratsbeschluss Uber die Departementsgliederung und -aufgaben (STRB DGA) festge-
halten. Demgemass erflllt die ZFG die spezifische Aufgabe zur FGrderung der rechtlichen und
tatséchlichen Gleichstellung von Frau und Mann in allen Lebensbereichen. In Folge eines par-
lamentarischen Vorstosses wurde 2013 das bisherige Aufgabenfeld der ZFG mit STRB Nr.
222/2013 auf die Themen sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentitat erweitert und der
STRB DGA entsprechend angepasst.

Die Aufgaben der ZFG waren bis Ende 2021 im STRB DGA festgehalten. Mit Inkrafttreten des
ROAB am 1. Januar 2022 wurde der STRB DGA aufgehoben und dessen Inhalt unverandert
als Anhang 2 ins ROAB aufgenommen. Mit der Totalrevision des Anhang 2 vom 23. November
2022 (STRB NR 1365/2022) per 1. Januar 2023 sind die Aufgaben der ZFG und die entspre-
chenden Rechte und Pflichten nicht mehr umfassend festgehalten. Dazu kommt, dass der
Konsultations- und Mitwirkungsanspruch der ZFG, der ihr gemass STRB Nr. 81/2005 zu-
kommt, in einem Erlass zu regeln ist. In Bezug auf die personalpolitischen Themen und per-
sonalrechtliche Erlasse ist die Konsultation der ZFG ausdriicklich in Art. 88 Abs. 1 PR festge-
legt. Der Anspruch auf Konsultation und Mitwirkung bezieht sich aber dariiber hinaus ganz
grundséatzlich auf Geschafte, die die Gleichstellung betreffen (vgl. STRB Nr. 81/2005). Die
Rechte und Pflichten der ZFG und der anderen Verwaltungseinheiten sowie die Rechte von
Dritten, die im Zusammenhang mit den Aufgaben der ZFG bisher im STRB DGA umschrieben
waren, sind daher in einem neuen Reglement festzuhalten.

Damit kann sichergestellt werden, dass sich die ZFG bei der Verfolgung ihrer Aufgaben auch
in Zukunft auf eine aktuelle rechtliche Grundlage stiitzen kann. Fur die ZFG, die stadtische
Verwaltung und Dritte bleiben die bisherigen Rechte und Pflichten unveréndert.

3. Aufhebung Gleichstellungsreglement

Bis zur Zusammenlegung der damaligen «Fachstelle fur Frauenfragen (FFF)» mit dem «Biro
fur die Gleichstellung von Frau und Mann (BfG)» im Jahr 2005 und der Schaffung der heutigen
ZFG stitzte sich die FFF mit ihrem internen Auftrag betreffend das stadtische Personal fir ihre
Aufgabenerfillung auf das sogenannte Gleichstellungsreglement (Reglement tiber die Umset-
zung der Gleichstellung von Frau und Mann in der Stadtverwaltung Zirich, GIR, vom 17. Juli
1996, AS 151.110).

Das Gleichstellungsreglement wurde trotz der seit 2005 bestehenden ZFG und der damit ver-
anderten und neuen Grundlagen nicht aufgehoben oder revidiert.

Das Gleichstellungsreglement fokussiert auf die Stadt als Arbeitgeberin sowie die Organisa-
tion, Steuerung, Realisierung, Evaluation und das Controlling von Frauenférderungsprogram-
men und Gleichstellungsprojekten in der Stadtverwaltung. Es legt insbesondere einen Schwer-
punkt auf die Verbesserung der Vertretung der beruflichen Stellung der Frauen und eine
paritdtische Vertretung der Geschlechter (Art. 1). Das Gleichstellungsreglement von 1996 be-
inhaltet damit nur einen Teil der Aufgaben der ZFG. Infolge des internen und externen Auftrags
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der ZFG und ihrer Auftragserweiterung im Jahr 2013 haben sich zudem die Organisation,
Steuerung, Realisierung, Evaluation und das Controlling von Gleichstellungsprojekten dem
erweiterten Auftrag angepasst.

2007 unterzeichnete der Stadtrat die «Europaische Charta zur Gleichstellung von Frauen und
Mannern». Er verpflichtete sich mit deren Unterzeichnung, einen Aktionsplan auf lokaler
Ebene zu erarbeiten und umzusetzen. Der «Gleichstellungsbericht Stadt Zirich» aus dem Jahr
2009 bildete die Grundlage fur den ersten Gleichstellungsplan, wie der Aktionsplan in der Stadt
Zirich heisst.

Der Gleichstellungsplan fokussiert auf die unterschiedlichen Rollen der Stadt Zirich als Arbeit-
geberin, Dienstleistungserbringerin und Auftraggeberin. Er wird von der ZFG im Auftrag des
Stadtrats geleitet und legt jeweils fur vier Jahre Schwerpunkte, Ziele und Massnahmen fir die
Gleichstellungspolitik der Stadt Zurich fest. In den Gleichstellungsplan sind alle Departemente
miteinbezogen. Die ZFG evaluiert dabei auch regelmassig den Stand der Umsetzung. Inte-
griert in den Gleichstellungsplan ist die Umsetzung der Motion GR-Nr. 2015/40, die das Ziel
einer angemessenen Geschlechtervertretung im Kader verfolgt. Die Ziele und Vorgaben des
Gleichstellungsplans entsprechen damit dem strategischen Ziel des Gleichstellungsregle-
ments (Art. 3) bzw. gehen Uber dieses hinaus. Damit ist das Gleichstellungsreglement in die-
sem Belang redundant.

Mit STRB Nr. 222/2013 wurde der Aufgabenbereich der ZFG in Folge eines parlamentarischen
Vorstosses auf die Themen sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentitat erweitert. Entspre-
chende Gleichstellungsprojekte und -massnahmen fliessen ebenfalls in den Gleichstellungs-
plan ein (siehe insbesondere STRB Nr. 142/2020 in Erfullung des Postulats 2017/377 «Akti-
onsplan zur Gleichstellung und zur Sicherung der Grundrechte von trans* Personen»). Das
Gleichstellungsreglement dagegen regelt lediglich die Gleichstellung von Frau und Mann und
entspricht damit nicht mehr dem erweiterten Aufgabenbereich der ZFG.

Mit dem vorliegend neu zu erlassenen Reglement lUber die Fachstelle fir Gleichstellung wird
verbindlich festgehalten, welche Rolle die ZFG hat und inwiefern die Verwaltungseinheiten zur
Mitwirkung verpflichtet sind. Damit sind die insbesondere in Art. 6 ff. des Gleichstellungsreg-
lements festgehaltenen und nicht mehr der geltenden Situation entsprechenden Aufgabenzu-
weisungen und Informationspflichten obsolet. Im neuen Reglement Uber die Fachstelle fur
Gleichstellung ist daher vorgesehen, dass das Gleichstellungsreglement aufgehoben wird (vgl.
Art. 10).

Art. 4 AB PR verweist fiir die gleichstellungsférdernden Massnahmen auf das Gleichstellungs-
reglement. Mit dessen Aufhebung stimmt der Wortlaut von Art. 4 AB PR nicht mehr mit den
bestehenden Rechtsgrundlagen Uberein. Um diesen gerecht zu werden, ist Art. 4 AB PR wie
folgt anzupassen: «Art. 4 Gleichstellung der Geschlechter. Abs. 1 Die Departemente und
Dienstabteilungen férdern die Gleichstellung der Geschlechter. Abs 2 Sie wirken insbesondere
auf eine paritatische Vertretung von Frauen und Mannern hin und beachten die Lohngleichheit
von Frau und Mann.». Damit widerspiegelt Art. 4 Abs. 1 AB PR, dass sich das Verstandnis
des Begriffs «Geschlecht» seit Inkrafttreten des Gleichstellungsgesetzes 1996 erweitert hat.
Da es sich um keine wesentliche Anderung im Sinne von Art. 144 Abs. 2 AB PR handelt, kann
auf eine Vernehmlassung verzichtet werden.

1530/2023



Stadt Ziirich
Stadtrat

4/10

4. Neuerlass «Reglement uiiber die Fachstelle fiir Gleichstellung»: Bestim-
mungen und Erlduterungen zu den einzelnen Artikeln

Gegenstand IArt. 1 Dieses Reglement regelt die Aufgaben und Befugnisse der Fachstelle fir Gleichstellung
(ZFG).

Art. 1 legt den Gegenstand des Reglements Uber die Fachstelle fur Gleichstellung fest. Die
ZFG soll ihre Tatigkeiten auf eine klare und verbindliche Grundlage stitzen kdnnen. Mit dem
Reglement werden daher die Aufgaben der ZFG umschrieben sowie die Befugnisse, die ihr
zur zielgerichteten Erfullung dieser Aufgaben zur Verfigung stehen.

Auftrag Art. 2 1 Die ZFG fordert die rechtliche und tatséchliche Gleichstellung in allen Lebensbereichen
lvon:

a. Frauen und Mannern;
b. Lesben, Schwulen und Bisexuellen;
c. intergeschlechtlichen und trans Menschen.

% Sie setzt sich fiir die Beseitigung der direkten und indirekten Diskriminierung ein.

In Art. 2 wird der Auftrag umschrieben. Dieser dient der ZFG als Grundsatz bei der Verfolgung
ihrer nachfolgend in Art. 3 festgelegten Aufgaben und als Leitlinie bei der Erfullung dieser
Aufgaben. Die ZFG bezweckt mit inren Tatigkeiten stets die Forderung der Gleichstellung von
Frauen und Mannern und von Lesben, Schwulen, Bisexuellen sowie von intergeschlechtlichen
und trans Menschen. Fur sie soll sowohl die rechtliche als auch die tatsachliche Gleichstellung
in allen Lebensbereichen angestrebt werden (Abs. 1). Die ZFG setzt sich ausserdem fur die
Beseitigung der direkten und indirekten Diskriminierung der in Abs. 1 genannten Personen-
gruppen ein (Abs. 2). Diese Zwecke verfolgt die ZFG sowohl fur die stadtischen Mitarbeiten-
den als auch fir die stadtische Bevolkerung, die Verwaltung und andere offentliche Organe
sowie in der Stadt Zirich tatige Institutionen, Organisationen und Unternehmen.

IAufgaben )Art. 3 Die ZFG erflillt im Rahmen ihres Auftrags insbesondere folgende Aufgaben:

a. Entwicklung und Durchfiihrung von Projekten und Angeboten;

b. Beratung von stadtischen Angestellten, Privaten und 6ffentlichen Organen;

c. Vermittlung in Streitféllen von stadtischen Angestellten, Privaten oder 6ffentlichen Or-
ganen;

d. Begleitung und Unterstiitzung der stadtischen Verwaltungseinheiten bei der Umset-
zung von Projekten und Massnahmen;

e. Erstellung von Gutachten und Einschatzungen;

Offentlichkeitsarbeit und Sensibilisierung von Privaten und éffentlichen Organen so-

wie der Offentlichkeit;

g. Erarbeitung, Leitung und Evaluation des «Gleichstellungsplan Stadt Zirich» des
Stadtrats;

h. Berichterstattung zum Stand der Gleichstellung in der Stadt und in der stédtischen
Verwaltung;

i. Aufgaben im Rahmen der Verleihung des Gleichstellungspreises gemass Gleichstel-
lungspreisreglement.

—h

Art. 3 definiert die wichtigsten Aufgaben der ZFG. Die Aufzahlung ist nicht abschliessend.
Weitere Aufgaben, die dem Auftrag gemass Art. 2 dienen, kénnen von der ZFG ebenfalls tiber-
nommen werden.
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Lit. a halt die Aufgabe fest, sowohl diskriminierungsbek&mpfende als auch gleichstellungsfor-
dernde Projekte und Angebote einerseits zu entwickeln und andererseits durchzufiihren. Da-
runter fallt eine Vielzahl von Projekten und Angeboten. Die ZFG soll durch verschiedene An-
gebote unterschiedlicher Natur — sowohl praventiv als auch kurativ — die Gleichstellung
férdern.

Zu den Angeboten der ZFG gehdrt etwa auch ein Bildungsangebot. Fir die Entwicklung und
Durchfiihrung von Weiterbildungen fir die stadtischen Mitarbeitenden ist im Budget der ZFG
ein zentraler Kredit eingestellt. Das Angebot steht bei geniigender Platzzahl auch verwaltungs-
externen Personen offen. Auch fur das Anbieten von Praktika-Stellen fur Wiedereinsteigerin-
nen nach einer Familienphase ist im Personalbudget der ZFG ein zentraler Kredit eingestellt.
Dieses Angebot steht allen stadtischen Dienstabteilungen offen. Fir die Organisation und Ko-
ordination dieser Praktika ist die ZFG zustandig.

Ein weiteres Angebot ist die Uberpriifung der Einhaltung der Lohngleichheit: Gemass § 39
Abs. 1 der Submissionsverordnung (LS 720.11) kénnen Vergabestellen die Einhaltung der
Lohngleichheit bei der Auftragsvergabe (iberpriifen. Die Federfiihrung dieser Uberpriifungen
bei stadtischen Vergaben mittels Stichproben liegt bei der ZFG.

In lit. b wird die Beratungsfunktion der ZFG festgehalten. Die ZFG steht allen stadtischen Mit-
arbeitenden sowie allen privaten juristischen und nattrlichen Personen, die in Zirich nieder-
gelassen sind bzw. wohnen oder arbeiten, sowie allen 6ffentlichen Organen der Stadt Zirich,
zu denen insbesondere die stadtischen Verwaltungseinheiten zahlen, als fachlich unabhan-
gige Anlaufstelle fir die Beratung bei Fragen der Gleichstellung zur Verfligung. Dabei kann es
sich um eine kurze mundliche oder schriftliche Beratung handeln; die ZFG steht aber auch fur
vertiefte Einschatzungen zu Fragen der Gleichstellung zur Verfligung. Da die ZFG ihre Dienste
auch ausserhalb der Stadtverwaltung anbietet, ist der Begriff «offentliches Organ» breit zu
verstehen. Fur die Definition kann analog auf diejenige in § 3 Abs. 1 Gesetz Uber die Informa-
tion und den Datenschutz (IDG, LS 170.4) zurickgegriffen werden.

Gemass lit. ¢ kann die ZFG nicht nur beratend zur Seite stehen, sondern sie hat auch eine
Vermittlungsfunktion in Streitfallen (Ombudsfunktion) in Gleichstellungsfragen. Ebenso wie die
Beratung (lit. b) steht die Vermittlung allen zur Verfligung, unabhangig von der Konstellation
der jeweiligen involvierten Parteien. Im Rahmen der Vermittlung sucht die ZFG als fachlich
unabhangige Stelle zusammen mit den Parteien nach einer Losung. Hierfur kann sie Vermitt-
lungsvorschlage unterbreiten und Empfehlungen abgeben. Die ZFG und die Ombudsstelle
pflegen einen fachlichen Austausch zu Gleichstellungsfragen. Ratsuchende sollen die Wahl
haben zwischen mehreren Anlaufstellen im Sinne eines niederschwelligen Zugangs zum
Recht. Die ZFG und die Ombudsstelle machen jedoch keine Doppelberatungen. Insbesondere
ist bei Gleichstellungsfragen ohne Bezug zur Stadtverwaltung die ZFG zustandig.

Lit. d legt fest, dass die ZFG die stadtischen Verwaltungseinheiten bei der Umsetzung von
Projekten und Massnahmen mit Aspekten der Gleichstellung begleitet und unterstitzt. Alle
stadtischen Verwaltungseinheiten, das heisst alle der Dienstaufsicht des Stadtrats unterste-
henden Einheiten, werden von der ZFG in ihren drei Rollen als Auftraggeberin, Dienstleis-
tungserbringerin und Arbeitgeberin unterstiitzt. Dazu gehort auch die Unterstiitzung und Be-
gleitung bei der Entwicklung und Umsetzung von Projekten und Massnahmen im Rahmen des
Gleichstellungsplans (vgl. lit. g).
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Gestutzt auf lit. e kann die ZFG Gutachten erstellen und Einschatzungen abgeben. Dies auch
ausserhalb ihrer Beratungs- und Vermittlungsfunktion. Die ZFG verfligt Uber eine grosse ge-
biindelte Fachkompetenz und dient damit als fachlich unabhéngige Stelle der Verwaltung und
Dritten als Anlaufstelle fir Expertisen in Gleichstellungsfragen.

Gemass lit. f hat die ZFG die Aufgabe, Offentlichkeitsarbeit zu betreiben sowie die stadtische
Verwaltung, andere 6ffentliche Organe, Private und die Offentlichkeit in Bezug auf Fragen der
Gleichstellung in allen Lebensbereichen zu sensibilisieren. Zur Verfolgung des Auftrags der
ZFG (Art. 2) ist es wichtig, dass die Bevolkerung auf das Thema und die verschiedenen As-
pekte der Gleichstellung aufmerksam wird. Dazu gehdrt auch, dass die ZFG Sensibilisierungs-
kampagnen entwickelt und durchfiihrt sowie Informationsmaterialien fur diverse Zielpublika zur
Verfligung stellt.

Gemass lit. g erarbeitet, leitet und evaluiert die ZFG den Gleichstellungsplan des Stadtrats.
Mit diesem legt der Stadtrat verbindliche Ziele und Massnahmen fur die Gleichstellungspolitik
fest und setzt fur jeweils vier Jahre entsprechende Schwerpunkte vor. Die ZFG bereitet zu-
handen des Stadtrats die Grundlagen des Gleichstellungsplans. Die Umsetzung der vom
Stadtrat festgelegten Ziele und Massnahmen wird durch die ZFG geleitet und in Zusammen-
arbeit mit den Departementen und Dienstabteilungen umgesetzt. Fur die Steuerung und Be-
arbeitung stadtweiter HR-Themen werden die HR-Gremien gemass separatem Stadtratsbe-
schluss (STRB Nr. 1044/2018, HR-Gremien, Aufgaben und Organisation, Neuregelung)
einbezogen. Die ZFG evaluiert regelméssig den Stand der Umsetzung.

In lit. h wird festgehalten, dass die ZFG den Stadtrat, die Verwaltung und die Offentlichkeit
regelmassig Uber den Stand der Gleichstellung in der Stadtverwaltung und in der Stadt Zirich
informiert. Diese Berichterstattung dient der Transparenz und bildet die Grundlage fir weitere
notige Massnahmen.

Lit. i weist der ZFG die Aufgaben im Rahmen der Verleihung des Gleichstellungspreises ge-
mass Gleichstellungspreisreglement zu. Gemass dem geltenden Gleichstellungspreisregle-
ment fUhrt die ZFG das Sekretariat des Gleichstellungspreises des Stadtrats.

Bibliothek IArt. 4 1 Die ZFG betreibt eine offentlich zugéangliche Bibliothek mit Lesesaal.

2 Sie sammelt Quellen in gedruckter und elektronischer Form, insbesondere Sach- und Fachbi-
cher sowie graue Literatur.

° Die Bestande sind ausleihbar.

Gemass Art. 4 betreibt die ZFG eine Bibliothek mit Lesesaal. Diese ist tffentlich zuganglich
(Abs. 1). Die ZFG sammelt ihrem Auftrag (Art. 2) entsprechend insbesondere Sach- und Fach-
blcher sowie graue Literatur in gedruckter und elektronischer Form zu Gleichstellungsthemen
(Abs. 2). Speziell am Bestand der Bibliothek zur Gleichstellung im Stadthaus ist die umfas-
sende Dokumentation der Gleichstellungsarbeit der letzten 30 Jahre von NGOs und staatli-
chen Stellen sowie eine stetig wachsende Sammlung von elektronischen Dokumenten (PDF)
mit Bezug zur Gleichstellung: Bachelor- und Masterarbeiten sowie wissenschaftliche Artikel
und Tagungsdokumentationen. Quellen also, die nicht von einem Verlag verdffentlicht wurden,
sogenannte graue Literatur. Die Bibliotheksarbeit beinhaltet die Bestandespflege, Anschaffun-
gen und Verschlagwortungen, die Beantwortung von Anfragen und die Beratung und Unter-
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stiitzung der Nutzerinnen und Nutzer sowie Recherche-Arbeiten. Im Jahr 2006 wurde der Be-
stand der Bibliothek der kantonalen Fachstelle Gleichstellung in den Bestand der ZFG inte-
griert, zuerst in gemeinsamer Tragerschaft, ab 2011 unter alleiniger Tragerschaft der ZFG. Die
kantonale Fachstelle fuhrt seither keine Bibliothek mehr. Nutzerinnen und Nutzern steht ein
Bibliotheks-Katalog zur Verfigung. Die Bestande sind kostenlos von allen vor Ort ausleihbar
(Abs. 3) und kdnnen auch vor Ort konsultiert werden.

IAufgabenerfullung |[Art. 5 Die ZFG arbeitet zur Erflllung ihrer Aufgaben mit 6ffentlichen Organen und privaten
a. Zusammenar- (Organisationen zusammen.
beit

In Art. 5 bis 8 wird festgelegt, welche Befugnisse der ZFG fur die Erfullung ihrer Aufgaben zur
Verfigung stehen bzw. wie die Aufgabenerfillung zu erfolgen hat.

Art. 5 halt fest, dass die ZFG fur die zielgerichtete Erflllung ihrer Aufgaben mit privaten Orga-
nisationen und 6ffentlichen Organen zusammenarbeitet. Die ZFG soll sich zur Verfolgung ihres
Auftrags (Art. 2) vernetzen und kann Kooperationen flr Projekte und Angebote eingehen sowie
bei Bedarf Auftrage an Dritte vergeben. Damit wird sichergestellt, dass auch andere Organi-
sationen vom Fachwissen der ZFG profitieren kénnen und die ZFG ihrerseits bei Bedarf auf
die Expertise und die Angebote anderer zurtickgreifen kann. Ihre Expertise bringt die ZFG in
Fachgremien auf verschiedenen staatlichen Ebenen ein. Die ZFG ist unter anderem im Rah-
men der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten SKG und im Rainbow
Cities Network mit anderen 6ffentlichen Stellen vernetzt.

b. Information undArt. 6 1 Die ZFG wirkt bei Geschéften der stadtischen Verwaltung mit Aspekten der Gleichstel-
Mitwirkung lung mit.

? Die stadtischen Verwaltungseinheiten:

a. informieren die ZFG friihzeitig Uber diese Geschéfte;
b. ziehen die ZFG insbesondere bei der Erarbeitung von personalrechtlichen Erlassen
und Massnahmen bei.

® Die ZFG informiert die betroffenen stadtischen Verwaltungseinheiten friihzeitig tber ihre Ta
tigkeiten.

Art. 6 ermoglicht der ZFG, ihre Aufgaben zielgerichtet zu erfilllen und die Gleichstellung in der
Stadtverwaltung sicherzustellen, indem er der ZFG einen Anspruch auf Mitwirkung zuspricht
(Abs. 1). So kann sichergestellt werden, dass Themen und Fragen betreffend Gleichstellung
mit der ZFG aufgenommen werden und die ZFG ihre Expertise einbringen kann. Die stadti-
schen Verwaltungseinheiten sind verpflichtet, die ZFG friihzeitig Gber Geschafte mit Aspekten
der Gleichstellung zu informieren (Abs. 2 lit. a). Die Information hat zeitlich so zu erfolgen,
dass der ZFG eine fundierte Mitwirkung beim Geschéft ermdglicht wird — in der Regel, sobald
der verantwortlichen Verwaltungseinheit der Bezug des Geschéfts zu Gleichstellungsaspekten
bekannt ist. Gestiitzt auf diese Information kann die ZFG entscheiden, ob und in welchem
Rahmen ihre Mitwirkung sinnvoll und angemessen ist. Erfahrungsgemass ist eine moglichst
frihzeitige Information und ein entsprechender Beizug fiir die geordnete Planung und effizi-
ente Realisierung eines Geschafts ausserst zweckdienlich. Aufgrund der Tragweite von per-
sonalrechtlichen Erlassen und Massnahmen ist die ZFG insbesondere bei solchen Geschéften
zur Mitwirkung beizuziehen, soweit Aspekte der Gleichstellung betroffen sind (Abs. 2 lit. b).
Erfasst von dieser Bestimmung sind personalrechtliche Erlasse und grundsatzliche, allgemein
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gultige Massnahmen, also nicht Massnahmen, die in einem Einzelfall fir spezifische Mitarbei-
tende getroffen werden. Die Pflicht von Human Resources Management, die ZFG bei der Be-
arbeitung von personalpolitischen Themen und der Erarbeitung von personalrechtlichen Er-
lassen zu konsultieren, ergibt sich auch aus Art. 88 Abs. 1 Personalrecht (PR, AS 177.100).
Mit Art. 6 Abs. 2 lit. b gilt diese Pflicht ebenso fiir alle anderen stadtischen Verwaltungseinhei-
ten. Offentliche Organe ausserhalb der Stadtverwaltung (z. B. Schulen im Zustandigkeitsbe-
reich der Schulpflege) kdnnen die fur die stadtischen Verwaltungseinheiten geltenden Pflich-
ten freiwillig tbernehmen.

Gemass Praxis zu Art. 88 Abs. 1 PR wird die ZFG von HRZ bei der Erarbeitung von Erlassen
(zuséatzlich zu den Departementen) zur Vernehmlassung eingeladen.

Abs. 3 verpflichtet die ZFG, ihrerseits friihzeitig Gber ihre Tatigkeiten, wie insbesondere Pro-
jekte und Angebote, zu informieren, damit die betroffenen stadtischen Verwaltungseinheiten
entsprechend reagieren und planen kdnnen.

Gemass Art. 42 ROAB hat die ZFG stufengerecht mit anderen Stellen der Stadtverwaltung zu
verkehren. Entsprechend ist in gewissen Fallen angebracht, dass die ZFG auch direkt mit
Ubergeordneten Stellen wie dem Departementssekretariat oder der oder dem Vorstehenden
des Departements Kontakt aufnimmt, um Uber ein Geschéft zu informieren. Dieses Vorgehen
entspricht der bestehenden Praxis der ZFG, die im Einzelfall aufgrund der gesamten Um-
stande Uber eine Information zu entscheiden hat. Den Dienstabteilungen obliegt es ihrerseits,
die Departementsvorstehenden Uber bedeutsame Ereignisse und Vorgange, die in Zusam-
menhang mit Kontaktnahmen durch die ZFG stehen, zu informieren (vgl. Art. 57 Abs. 3 ROAB).

c. Vermittlung IArt. 7 Die ZFG vermittelt in Streitigkeiten auf Antrag von stadtischen Angestellten, Privaten
oder eines offentlichen Organs.

2 Sie kann auch von sich aus tatig werden.

Art. 7 stellt klar, dass die Vermittlung in Streitigkeiten sowohl auf Antrag von stéadtischen Mit-
arbeitenden, anderen privaten Einzelpersonen aber auch auf Antrag privater juristischer Per-
sonen oder eines 6ffentlichen Organs erfolgen kann (Abs. 1). Die Vermittlung steht damit allen
Parteien eines Streitfalls offen, wenn die involvierten Parteien damit einverstanden sind. Der
Antrag kann formlos bei der ZFG gestellt werden. Sofern die ZFG Uber Hinweise verfigt, die
konkrete Anhaltspunkte auf Streitigkeiten mit Bezug zur Gleichstellung geben, kann sie von
sich aus tatig werden (Abs. 2). Sie kann dabei auf die Parteien zugehen und ihre Vermittlung
anbieten.

d. Informationsbe-Art. 8 1 Die stadtischen Verwaltungseinheiten geben der ZFG die zum Zweck der Erflllung ihrer
schaffung IAufgaben erforderlichen Informationen bekannt.

2 Die ZFG kann Dritte ersuchen, ihr die firr die Beratung oder Vermittlung nétigen Informationen
offen zu legen.

In Art. 8 wird festgehalten, inwiefern die ZFG Informationen (Sach- und Personendaten) be-
schaffen kann. Bei den stadtischen Verwaltungseinheiten kann die ZFG Informationen einho-
len, soweit sie zur Erfillung der Aufgaben erforderlich sind (Abs. 1). Die Verwaltungseinheiten
haben — soweit das Ubergeordnete Recht dies zulasst — die nétigen Informationen zur Verfi-
gung zu stellen. Damit wird sichergestellt, dass die ZFG Uber die Informationen verflgt, die sie
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fur eine zielgerichtete Aufgabenerfiillung bendtigt. Die ZFG untersteht dem Amtsgeheimnis,
weshalb soweit nétig die Verschwiegenheit Uber die erlangten Informationen gewéhrleistet ist.
Die ZFG hat dartiber hinaus das Recht, Dritte — also private Personen und Organisationen
sowie nicht der Stadtverwaltung angehérende o6ffentliche Organe — um die Offenlegung von
Informationen zu ersuchen, die fur die Beratung oder Vermittlung in einem Streitfall nétig sind
(Abs. 2). Damit wird klargestellt, dass die ZFG auch von sich aus fur die Erstellung des Sach-
verhalts auf Stellen, Organisationen oder Personen ausserhalb der Stadtverwaltung zugehen
kann. Mit der Einwilligung der betroffenen Person kann die ZFG insbesondere auch besondere
Personendaten bearbeiten. Eine Pflicht Dritter, Informationen herauszugeben oder zu deren
Beschaffung zuzustimmen, besteht dagegen gestitzt auf Art. 8 Abs. 2 nicht.

IAufwandverrech-  |Art. 9  Die ZFG stellt ihre Tatigkeiten grundsatzlich kostenlos zur Verfuigung.
nung

2 Sie kann ihren Aufwand geméass dem Reglement Uber allgemeine Gebihren der Stadtver-
waltung und der anwendbaren verwaltungsinternen Regelungen verrechnen fir:

a. Informationsmaterialien in grosser Auflage;

b. Weiterbildungskurse im Rahmen des stadtischen Bildungsangebots;

c. Dienstleistungen, die von offentlichen Organen oder Organisationen ausserhalb der
Stadt Zirich bezogen werden;

d. Dienstleistungen, die einen grossen Aufwand verursachen.

® Sie kann bei unverhaltnismassigem Aufwand an andere Stellen verweisen.

Art. 9 Abs. 1 regelt die grundsatzliche Kostenlosigkeit der Angebote und Arbeiten der ZFG.
Die Forderung der Gleichstellung ist eine 6ffentliche Aufgabe und erfolgt im 6éffentlichen Inte-
resse. Das Auferlegen von Kosten wirde die Zielverfolgung und den niederschwelligen Zu-
gang zu den Dienstleistungen und Angeboten der ZFG erschweren. Alle sollen ohne weiteres
von den Angeboten und der Unterstlitzung der ZFG profitieren kénnen. Fir Beratungen und
Vermittlungen (Art. 3 lit. b und c) werden deshalb in der Regel keine Kosten verrechnet. Aus-
nahmsweise kann die ZFG fir ihre Angebote aber eine Aufwandentschadigung verlangen. Die
Verrechnung von Kosten richtet sich nach dem Reglement Uber allgemeine Gebulhren der
Stadtverwaltung (GebR, AS 681.100) und verwaltungsintern nach den jeweils anwendbaren
Regeln (Abs. 2). Die Verrechnung des Aufwands kann namentlich angebracht sein bei der
Bestellung von Informationsmaterialien in grosser Auflage (Abs. 2 lit. a). Dies rechtfertigt sich
auch aus Sicht der Nachhaltigkeit, da damit Bestellungen von zu grossen, nicht bendétigten
Auflagen entgegengewirkt werden kann. Gemass Abs. 2 lit. b kbnnen ausserdem Weiterbil-
dungskurse im Rahmen des Bildungsangebots der Stadt Zurich in Rechnung gestellt werden
(in Analogie zur Kostenpflichtigkeit der Angebote von Human Ressources Management (HRZ)
sowie von Organisation und Informatik Zurich (OlZ)). Die Verrechnung des Aufwands kann
weiter dann angebracht sein, wenn eine Dienstleistung flr eine Organisation oder ein offentli-
ches Organ ausserhalb der Stadt Zirich erbracht wird. In diesem Fall ist die Kostenlosigkeit
zulasten der stadtischen Finanzen in der Regel nicht gerechtfertigt (Abs. 2 lit. ¢). Schliesslich
kann gemass Abs. 2 lit. d die Verrechnung einer Geblihr angebracht sein, wenn das Erbringen
einer Dienstleistung einen grossen (finanziellen oder personellen) Aufwand verursacht, der
das ubliche Mass der Dienstleistungen der ZFG Ubersteigt, wie etwa bei ausfihrlichen Gut-
achten, aufwandigen Drucksachen oder Weiterbildungsangeboten, bei denen Dritte mitwirken
oder die sonst ein einen grossen Aufwand erfordern.
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Die ZFG hat finanziell und personell einen beschrankten Handlungsspielraum. Sofern sich bei
einem Auftrag herausstellt, dass die (weitere) Bearbeitung zu einem grossen Aufwand fihrt,
der im Vergleich zu den bestehenden Ressourcen und zur Arbeitsauslastung unverhaltnis-
massig ist, kann die ZFG fur die Bearbeitung an andere Stellen mit der nétigen Expertise ver-
weisen (Abs. 3).

IAufhebung bisherigen |Art. 10 Das Reglement Uber die Umsetzung der Gleichstellung von Frau und Mann in der
Rechts Stadtverwaltung Zurich (Gleichstellungsreglement, GIR) vom 17. Juli 1996 wird aufgehoben.

Mit Art. 10 wird das Gleichstellungsreglement vom 17. Juli 1996 aufgehoben. Siehe dazu oben
unter Kapitel 3.

Inkrafttreten ’Art. 11 Dieses Reglement tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.

Art. 11 legt das Inkrafttreten des neuen Reglements Uber die Fachstelle fur Gleichstellung fest.
5. Regulierungsfolgenabschatzung (RFA)

Gemass der Verordnung Uber die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir KMU (AS
930.100) pruft der Stadtrat Geschéfte (Erlasse von Behorden der Stadt Zirich) durch eine RFA
auf ihre Vertraglichkeit fur KMU. Vorliegend ist keine RFA durchzufiihren (vgl. Art. 3.3, 1.
Schritt Leitfaden fur die Durchfiihrung der Regulierungsfolgenabschatzung und fir die Prifung
von Erlassen des geltenden Rechts; STRB Nr. 1490/2012). Das Reglement Uber die Fach-
stelle fUr Gleichstellung auferlegt den KMU keine Pflichten. Es héalt vielmehr die bisherige
Rechtslage fest, aufgrund der auch KMU die Dienstleistungen der ZFG in Anspruch nehmen
konnen.

Der Stadtrat beschliesst:

1. Es wird ein Reglement Uber die Fachstelle fir Gleichstellung geméass Beilage (datiert vom
31. Mai 2023) erlassen.

2. Die Ausfiihrungsbestimmungen zur Verordnung Uber das Arbeitsverhaltnis des stadti-
schen Personals (AB PR, AS 177.101) werden wie folgt geéndert:
Art. 4 Gleichstellung der Geschlechter
! Die Departemente und Dienstabteilungen fordern die Gleichstellung der Geschlechter.
2 Sie wirken insbesondere auf eine paritatische Vertretung von Frauen und Mannern hin
und beachten die Lohngleichheit von Frau und Mann.

3. Die Anderung gemaéss Ziffer 2 tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.

4. Die Stadtkanzlei wird beauftragt, die Anordnungen gemass Ziffern 2 und 3 im Stadtischen
Amtsblatt zu veroffentlichen.

5. Mitteilung je unter Beilage an die Departementsvorstehenden und Dienstabteilungen, die
Stadtkanzlei (Amtliche Sammlung, Kanzleidienste) und die Fachstelle fiir Gleichstellung.

Im Namen des Stadtrats

Die Stadtschreiberin

Dr. Claudia Cuche-Curti

1530/2023



	IDG-Status: öffentlich

		2023-06-06T11:36:47+0200




